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Die Ulmer Wirtschaft von 1933 bis zum Beginn des Weltkriegs 

Bei Hitlers Ernennung zum Reichskanzler Ende Januar 1933 hatte die Arbeitslosenzahl im 
Reich ihren Höhepunkt von 6 Mio. überschritten und war wieder leicht rückläufig. Die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit blieb dennoch eine vordringliche Aufgabe auch der neuen 
Regierung. Der Ausbau der Infrastruktur, welcher auf langjährige Vorplanungen aus der Zeit 
der Weimarer Republik aufsetzen konnte, wurde seit Beginn der NS-Herrschaft aber stark auf 
die militärischen Erfordernisse zur Führung eines Angriffskrieges ausgerichtet. Die 
Wirtschaft wurde ganz in den Dienst der politischen und militärischen Ziele gestellt. 
Wirtschaftspolitische Forderungen aus dem 25-Punkte-Programm der NSDAP von 1920, wie 
etwa die Möglichkeit von Verstaatlichungen und Bodenenteignungen, wurden demgegenüber 
größerenteils hintangestellt. Die Wirtschaftsordnung wurde nicht grundsätzlich umgebaut. 

Die wirtschaftliche Mobilisierung der Gesellschaft umfasste verschiedene Maßnahmen: Die 
staatliche Propaganda wurde bis hinab auf die betriebliche Ebene stringent durchorganisiert, 
junge Menschen wurden zum Arbeitsdienst herangezogen, der noch bis 1935 freiwillig 
geleistet werden konnte, ab diesem Zeitpunkt allerdings in den verpflichtenden 
„Reichsarbeitsdienst“ überführt wurde, Schüler wurden für Rohstoffsammlungen und 
dergleichen Aktionen eingespannt. 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen waren bereits in den Jahren der Weltwirtschaftskrise 
hochgefahren worden. Auch hieran knüpften die Nationalsozialisten an. Der Wohnungsbau 
(mit Investitionen von 1,28 Mrd. Reichsmark) und vor allem der Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur (mit 1,68 Mrd. Reichsmark) wurden von Staats wegen forciert. Für Ulm 
war in den 30er Jahren weniger der Wohnungsbau maßgeblich als der Bau der 
Reichsautobahn Stuttgart – München. Die Teilstrecke Stuttgart – Ulm wurde 1934 begonnen 
und im Oktober 1937 abgeschlossen. Seitens der Stadt Ulm wurde auch – letztlich erfolglos – 
stark der Ausbau der Donau als Wasserstraße betrieben. Oberbürgermeister Foerster betätigte 
sich hier als führender Lobbyist des Verbandes „Obere Donau“. 

Die Arbeitslosenzahl sank bis 1936 reichsweit auf knapp 1,6 Mio. und hatte damit wieder 
etwa den Stand des Vorkrisenjahres 1928 erreicht. Ausschlaggebende Faktoren für den 
Rückgang waren neben den Infrastrukturmaßnahmen und der Ankurbelung der Rüstung auch 
die erwähnte Einführung des Reichsarbeitsdienstes, die Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht 1935 sowie familienpolitische Maßnahmen wie Ehestandsdarlehen, aber auch die 
phasenweise forcierte Herausdrängung von Frauen aus der Erwerbsarbeit. 

Im Zuge der „Gleichschaltung“ wurden die Gewerkschaften am 2. Mai 1933 verboten. An 
ihrer Stelle wurde mit der Deutschen Arbeitsfront (DAF) eine dem Reichsarbeitsministerium 
unterstehende und damit weitgehend willfährige Ersatzorganisation gegründet. Im Gegenzug 
zu dieser Entmündigung der Arbeiterschaft wurde der 1. Mai als gesetzlicher Feiertag 
eingeführt und die der DAF eingegliederte Organisation „Kraft durch Freude“ gegründet, die 
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das Wohlwollen der Arbeiterschaft mit günstigen touristischen Angeboten für alle erkaufen 
sollte. 

Während die wirtschaftlichen Forderungen des 25-Punkte-Programms weitgehend 
unberücksichtigt blieben, wurde doch der antisemitischen Stoßrichtung der Punkte 4 bis 8 des 
Programms von Anfang an konsequent Rechnung getragen: Bereits am 11. März 1933 kam es 
in Ulm zum Boykott jüdisch geführter Geschäfte, drei Wochen vor dem reichsweiten Boykott 
am 1. April. Dies war der Auftakt zu einer langen Reihe wirtschaftlicher Maßnahmen gegen 
die jüdische Bevölkerung in Deutschland. Deren Wirtschaftstätigkeit wurde massiv 
eingeschränkt, zum Beispiel durch den Entzug öffentlicher Aufträge oder durch Druck auf die 
nichtjüdischen Bevölkerungsteile, den geschäftlichen Verkehr mit Juden zu unterlassen. 
Durch Verordnung vom 26. April 1938 mussten Juden in- und ausländisches Vermögen 
anzeigen, schließlich kam es zur Beraubung und weitgehenden Enteignung. Im Zuge der so 
genannten „Arisierung“ kamen viele nichtjüdische Unternehmer, teilweise zu Billigstpreisen, 
in den Besitz florierender Geschäfte. Auch in Ulm weckte die „Arisierung“ solche 
Begehrlichkeiten. 

Die NS-Wirtschaftspolitik war, im Grunde seit 1933, auf die Kriegführung ausgerichtet und 
wurde über verschleierte Schulden finanziert. In seiner geheimen Denkschrift zum 
Vierjahresplan von 1936 formulierte Hitler diese Zielsetzung explizit: „1. Die deutsche 
Armee muss in vier Jahren einsatzfähig sein. 2. Die deutsche Wirtschaft muss in vier Jahren 
kriegsfähig sein.“ Die Umsetzung des Vierjahresplans wurde in die Hände des Ämter 
häufenden Luftfahrtministers Hermann Göring gelegt. Im Zuge der Umsetzung wurde eine 
Verlagerung der Produktionsmittel von der Konsumgüterproduktion auf die Herstellung von 
Rüstungsgütern vorgenommen. Arbeitskräfte und weitere Ressourcen für die Produktion 
wurden entsprechend gelenkt. Gleich zu Beginn der Umsetzungsphase des Vierjahresplans 
wurden auch die Kommunen auf geeignete Maßnahmen verpflichtet. Beschwerden über die 
Mehrbelastung der Bürokratie blieben nicht aus. Ein wichtiges Element der Umsetzung des 
Vierjahresplans war die Autarkiepolitik, also das Vorhaben, Deutschland unabhängig von 
Auslandsimporten zu machen, zum Beispiel durch den Ausbau von Ersatzstoffindustrien (z. 
B. für synthetischen Kautschuk, synthetisches Benzin). Allerdings betrug die 
Auslandsabhängigkeit bei Kriegsbeginn noch immer rund ein Drittel bei Rohstoffen
(Mineralöl, Eisenerz etc.) und 20 Prozent bei Nahrungsmitteln.
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Material 1: Errichtung eines Arbeitsdienstlagers als Teil der Arbeitsbeschaffung 

Ulmer Sturm vom 4.10.1933 (StadtA Ulm, G 5, 62) 
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Material 2: Geldlotterie zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung 1933 

Schreiben der Sparkasse & Girokasse der Stadt Ulm an das Rektorat des Realgymnasiums 
vom 20.7.1933 zur Teilnahme an der Lotterie (StadtA Ulm, B 232/4 Nr. 10) 
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Material 3: Erlass zur Durchführung des Vierjahresplans in Ulm 

Erlass von OB Foerster vom 1.12.1936, Entwurf (StadtA Ulm, B 778/12 Nr. 1) 
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Material 4: Umsetzung des Vierjahresplans bei der Straßenbahn 

Schreiben der Direktion der städtischen Straßenbahn an OB Foerster vom 14.12.1936 betr. 
Maßnahmen zur Durchführung des Vierjahresplans (StadtA Ulm, B 778/12 Nr. 1) 
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Material 5: Vorgaben für die städtischen Ämter und Betriebe 1937 
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Schreiben von OB Foerster an städtische Ämter und Betriebe vom 23.3.1937 (StadtA Ulm, B 
778/12 Nr. 1) 
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Material 6: Belastung der Verwaltungen durch den Vierjahresplan 
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Schreiben von OB Foerster an den Deutschen Gemeindetag – Landesdienststelle 
Württemberg vom 27.8.1938 (StadtA Ulm, B 778/12 Nr. 1) 
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Material 7: Artikel zu Infrastrukturmaßnahmen aus dem Jahr 1937 

Artikel aus der Dillinger Zeitung vom 22.6.1937 (StadtA Ulm, B 773/310 Nr. 55) 
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Material 8: Umgang der Stadtverwaltung mit „jüdischen Firmen“ 

Schreiben von Staatskommissar Schmid an die Ämter der Stadt Ulm vom 3.4.1933 (StadtA 
Ulm, B 774/22 Nr. 2) 
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Material 9: Boykottaufruf vom März 1933 

Aufruf zum Boykott der Firma Wohlwert „Volksbedarf“ am 20.3.1933. Das Geschäft befand 
sich in der Langen Straßen 20, das heute in etwa der Neuen Mitte im Bereich der Kunsthalle 
Weishaupt entspricht. (StadtA Ulm, H Keil 11) 
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Material 10: „Jüdische Geschäfte“ im Fadenkreuz der sog. „Arisierung“ 1935 

Schreiben von Walter Taubmann, Nürnberg, an OB Foerster vom 19.11.1935 betr. die 
beabsichtigte Übernahme des jüdisch geführten Geschäfts „Volksbedarf“ (StadtA Ulm, B 
774/22 Nr. 1) 
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Material 11: Rohstoffe, hier: Erfassung von Alteisen vom Dezember 1938 
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Bericht von Referat 5 an OB vom 1.12.1938 über Maßnahmen zur Erfassung von Alteisen 
(StadtA Ulm, B 780/01 Nr. 6) 
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Material 12: Schwierigkeiten bei der Arbeitskräftegewinnung im Sommer 1939 

Bitte der Firma Epple & Rose Ulm um Unterstützung bei der Gewinnung ausländischer 
Arbeitskräfte für den Autobahnbau vom 16.6.1939 (StadtA Ulm, B 652/11 Nr. 6) 
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Material 13: Bewirtschaftung von Lebensmitteln im August 1939 

Amtsblatt für Stadt und Kreis Ulm vom 28.8.1939 (StadtA Ulm, G 5, 79) 



Die Ulmer Wirtschaft im Zweiten Weltkrieg 

Auch wenn die Kriegführung auch wirtschaftspolitisch durch Autarkiepolitik, Vierjahresplan 
usw. langfristig angebahnt war, kam es bei Kriegsbeginn zu den üblichen Erscheinungen des 
so genannten „Kriegsstoßes“: Ein allgemeiner Lohn- und Preisstopp wurde verhängt, und es 
erging die Aufforderung zur Einschränkung der Lebensführung. Kraftfahrzeuge wurden 
eingezogen. Betriebe wurden in die Kategorien kriegswichtig bzw. nicht kriegswichtig 
eingeteilt. Die Ressourcen wurden schwerpunktmäßig der Produktion von Rüstungsgütern 
zugewiesen. Einschneidendste Erscheinungsform des Kriegsstoßes bei Kriegsbeginn war der 
Arbeitskräftemangel durch die hohe Zahl von Einberufungen. Vor allem kleinere Betriebe 
hatten hierunter zu leiden. Bei Einberufung des Inhabers mussten sogar manche Betriebe 
schließen. Der Arbeitsplatzwechsel wurde eingeschränkt. 

Es stellte sich also die Aufgabe, den Arbeitskräftemangel zu kompensieren. Dies gelang zum 
Teil – entgegen der NS-Ideologie – durch die Aktivierung von Frauen für den freiwilligen 
Arbeitseinsatz, der im Laufe des Krieges immer mehr Aufgaben an der „Heimatfront“ 
umfasste. Die militärischen Erfolge der ersten Kriegsjahre ermöglichten es darüber hinaus, in 
großer Zahl ausländische Zwangsarbeiter in den verschiedenen Bereichen der deutschen 
Wirtschaft einzusetzen. Schon bald nach Kriegsbeginn, bereits im November 1939, wurden in 
Ulm kriegsgefangene Polen als Zwangsarbeiter eingesetzt. Dies wurde im Laufe des Krieges 
auf ausländische Zivilistinnen und Zivilisten ausgedehnt. Die NS-Propaganda nannte diese 
Zwangsarbeiter beschönigend „Fremdarbeiter“ oder „ausländische Zivilarbeiter“. 

Insgesamt gab es für die deutsche Bevölkerung bei Kriegsbeginn keinen deutlich spürbaren 
Einschnitt bei der Versorgung. Durch „Blitzkriege“, Eroberungen und die wirtschaftliche 
Ausbeutung der eroberten Gebiete konnte das Konsumniveau sogar zunächst noch erhöht 
werden. Eine völlige Umstellung der Wirtschaft auf Kriegsproduktion war in dieser Phase der 
„Blitzkriege“ nicht notwendig. 

Ein grundlegender Wandel ergab sich erst ab dem Russlandfeldzug bzw. dessen Scheitern ab 
Winter 1941/42. Während das Deutsche Reich durch die einseitige Breitenrüstung (d. h. 
hohen Ausstoß an Kriegsgerät) zunächst militärische Siege errungen hatte, verfolgten die 
Alliierten eher das Konzept der Tiefenrüstung (d. h. Investitionen in Anlagen zur Herstellung 
von Rüstungsgütern). Diese Strategie erwies sich mit zunehmender Kriegsdauer als 
tragfähiger. Das Deutsche Reich musste nach ca. zweieinhalb Jahren Kriegsdauer den 
Rüstungsausstoß deutlich steigern. Neben den Generalbevollmächtigen für den Vierjahresplan 
trat nun der Generalbevollmächtigte für die Rüstungswirtschaft Albert Speer. In großem Stile 
betraf die nun folgende Produktionsumstellung im Dienste der Rüstung auch Ulm. Manche 
hier ansässigen Firmen profitierten erheblich. So konnte etwa Klöckner-Humboldt-Deutz-
Magirus seinen Umsatz von 1941 auf 1942 um 53% steigern. Die Arbeitskräfte wurden im 
weiteren Kriegsverlauf stark in Richtung Rüstungsindustrie gelenkt, zumal nach Ausrufung 
des „totalen Krieges“ durch Goebbels am 18. Februar 1943. Konkret hieß dies, dass neben 
Männern zwischen 16 und 65 Jahren auch Frauen konsequent zum Einsatz herangezogen 
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wurden. Verwaltungskräfte wurden in die Produktion umgesetzt, den nicht kriegswichtigen 
Betrieben Arbeitskräfte entzogen. Nicht zuletzt wurden in großer Zahl Zwangsarbeiter in 
Ulmer Betrieben eingesetzt. Magirus konnte nach Umstellung auf Kriegsproduktion ca. 2000 
Werksangehörige durch „Fremdarbeiter“ (zur Hälfte Russen beiderlei Geschlechts) und durch 
(französische) Kriegsgefangene ersetzen. 

Die umfassenden rüstungswirtschaftlichen Anstrengungen im Reich brachten jedoch keine 
Wende. Der militärische Siegeszug der Alliierten setzte sich fort. Die Luftangriffe auf Ulm im 
Dezember 1944 versetzten der Ulmer Wirtschaft einen entscheidenden Schlag. Von den 406 
Ulmer Industriebetrieben blieben beim Luftangriff vom 17.12.1944 nur drei unbeschädigt. 
Die Gesamtbeschädigungen bei den gewerblichen Betrieben Ulms beliefen sich auf 74,3%. 
Konsequenterweise forderte die lokale NS-Presse denn auch zur „neuartigen 
Trümmerverwertung“ auf. Die Zerstörungen durch die alliierten Luftangriffe veranlassten 
etliche Ulmer Firmen, ihre noch verbliebene Produktion ins Umland zu verlagern. Mit den 
Luftangriffen vom März 1945 kam das wirtschaftliche Leben der Stadt fast völlig zum 
Erliegen. 
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Material 1: Aufruf zum Fraueneinsatz bei Kriegsbeginn 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 7.9.1939, S.4 (Stadtarchiv Ulm, G 5, 52) 



24 

Material 2: Fraueneinsatz nach Ausrufung des „totalen Krieges“ Anfang 1943 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 1.3.1943, S.3 (Stadtarchiv Ulm, G 5, 52) 
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Material 3: BdM-Einsatz kurz vor Kriegsende 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 1.3.1945, S.4 (Stadtarchiv Ulm, G 5 / 52) 
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Material 4: Wirtschaftliche Maßnahmen zu Beginn des Krieges 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 7.9.1939, S.5 (Stadtarchiv Ulm, G 5 / 52) 
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Material 5: Lebensmittelbewirtschaftung und Versorgungsengpässe 1943 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 1.3.1943, S.3 und S. 5 (Stadtarchiv Ulm, G 5 / 52) 
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Material 6: Mangelverwaltung und Improvisation kurz vor Kriegsende 

Ulmer Tagblatt / Ulmer Sturm vom 1.3.1945, S.4f. (Stadtarchiv Ulm, G 5 / 52) 
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